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können solche Werbeanrufe bei der regio­
nal zuständigen Femmeldebehörde ange­
zeigt werden und sind von dieser mit bis zu
37.000 Euro zu bestrafen. Wer sich daher
von penetranten Anrufern belästigt fühlt,
sollte sich genau deren Name und Anschrift
sowie Datum, Uhrzeit und kurz den Inhalt
des Anrufs notieren und den Sachverhalt der
Femmeldebehörde anzeigen oder einem
Rechtsanwalt übergeben. <!illI

§ 107 Abs. 1 Telekommunikationsgesetz
2003 sind derartige Werbeanrufe - ebenso
wie Werbefaxe - ohne vorherige Zustim­
mung des Angerufenen schlicht verboten.
Ebenso verboten ist der "Trick", die Zustim­
mung erst in einem solchen unerbetenen
Telefonat einzuholen oder solche Werbean­
rufe zunächst als Marketingumfrage zu "tar­
nen" und erst im Zuge des Telefonats die
Werbebotschaft loszuwerden. Tatsächlich

t~[I'IPP: Werbeanrufe bei Ärzten sind verboten

'-e"der hört man von lästigen Wer­
verschiedensten "Keilerfir­
rdinationen, die mit penet­
oden versuchen, Inserate,

, Immobilien oder sonstige
.Dinge zu verkaufen, und die

'. onsablauf dadurch oft emp­
findlic ··stören. Mehr oder weniger unbe­
kannt ist, dass man sich diese Werbeanrufe
als Arzt nicht gefallen lassen muss: Nach

Eine Ärztin wurde unlängst von einem Vertreter eines Branchen­
verzeichnisses angerufen. Mit dem Verweis auf angeblich schon
bestehende Geschäftsbeziehungen wurde die Aufnahme der Kon­
taktdaten in ein Branchenverzeichnis vereinbart. Zur Bestätigung
riefder Vertreter wenige Minuten später nochmals an und kündig­
te an, das Telefonat aufz~nehmen. um sich so nochmals die Da­
tenundden Vertragsabschluss bestätigen zulassen. WenigeTage
später kam eine Rechnung dieses Branchenverzeichnisses, das ..
nicht,wie,vonderÄrztin angenommen, ein bekanntes österreichi­
sches Branchenverzeichnis war; sondern ein deutsches Unter­
nehml;ln.DieHechnung betrug 690 Euro für die bloße Veröffentli­
chung der Kontaktdaten auf. einer weit· gehend· unbekannten
deutscheninternetseite, Der Versuch der Ärztin, aus dem "Ver-

trag" mit dem Argument, dass sie sich geirrt hätte,auszusteigen,
scheiterte. Sie erhielt mehrere Mahnungen, die letzte davon mit
einem unfreundlichen Hinweis, dass das Telefonat als Beweis
aufgezeichnet wurde und dass man ein Inkassobüro beauftragen
werde.
In einem Abmahnschreiben wies ichalJfden illegalen Werbeanruf
hin und forderte auf, die Rechnung ZIJ stornieren, eine Erklärung.
abzugeben, dass nie wiederl;lin Anrufbei die~erÄritinerfolgen Wer­
de und die AnwaltskostenfürdasAbmahnscllreiben zu übernehmen
seien. Das deutsche Untemellmeri<gabohneweitere Diskussion al­
lenForderungl;lnnach, dürfte aber bereits ,eine größere Zahl von
Ärztinnen und Ärzten in Österreich aufdie geschildert Art zum oft
vermutlich ungewollten Vertragsabschluss "motiviert" haben.


